
Spendenkonto BUND LV Sachsen e.V. 
GLS Gemeinschaftsbank eG 
IBAN DE84 4306 0967 1162 7482 00  
BIC    GENODEM1GLS 

Geschäftskonto BUND LV Sachsen e.V. 
GLS Gemeinschaftsbank eG 
IBAN DE57 4306 0967 1162 7482 01  
BIC    GENODEM1GLS 
 

Vereinsregister 
Chemnitz VR 783  
Steuernummer 
215/140/00740 

Der BUND ist ein anerkannter Verbraucher- 
schutzverband sowie eine anerkannte 
Umwelt-  und Naturschutzvereinigung i.S.d. 
UmwRG. Spenden und Mitgliedsbeiträge sind 
steuerab zugsfähig, Erbschaften und 
Vermächtnisse an den BUND sind 
erbschaftssteuerbefreit. 

 

      

Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland  
Landesverband Sachsen e.V. 
 
Landesgeschäftsstelle 
Straße der Nationen 122 
09111 Chemnitz 
Tel. +49 0371 301 477 

 
info@bund-sachsen.de 
www.bund-sachsen.de 
 
Bearbeiter: Klaus Vogel 
 
 
Chemnitz, 22. Dezember 2025 

 
BUND LV Sachsen e.V., Straße der Nationen 122, 09111 Chemnitz 
 
 
 
 

Oberbergamt Freiberg 
Kirchgasse 11 
09599 Freiberg 
 
poststelle@oba.sachsen.de 
 
 
 

Ihr Zeichen: 7481                 Schreiben vom 25.11.2025 
 

Hauptbetriebsplan ZL03-005 „Geologische und Hydrogeologische Erkundung" der 
Zinnwald Lithium GmbH; Beteiligung gemäß § 63 Abs. 2 BNatSchG, § 51/52 BBergG, § 8/9 
WHG 
 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

der BUND Landesverband Sachsen e.V. (BUND Sachsen) nimmt zum obigen Vorhaben wie folgt Stellung: 
Wir erkennen an, dass die Sicherung der heimischen Versorgung mit kritischen Rohstoffen ein 
öffentliches Interesse darstellt und die Lithiumförderung einen Beitrag zur deutschen und europäischen 
Rohstoffsouveränität sowie zur Energiewende leisten kann. Wir fordern jedoch die strikte Einhaltung der 
geltenden Natur- und Umweltschutzgesetze.  

Der vorliegende Hauptbetriebsplan weist jedoch erhebliche fachliche und rechtliche Defizite auf, die 
einer Genehmigung entgegenstehen oder zumindest zu substantiellen Nebenbestimmungen führen 
müssen. Der BUND Sachsen stimmt dem Vorhaben in der gegenwärtig vorgestellten Form nicht zu. Es 
ergehen Hinweise und Forderungen. 

 

1. Allgemeine Bedenken gegen das Vorhaben 

1.1 Grundwassergefährdung durch wassergefährdende Stoffe und Bohrspülungsverluste 

Die Bohrarbeiten mit 24/7-Betrieb über mehrere Wochen pro Standort erfordern die Lagerung und Hand-
habung wassergefährdeter Stoffe (Dieselkraftstoff, Motorenöle, Hydrauliköle). Bei 77 geplanten 
Bohrungen in sensiblen Bereichen ist ein erhebliches Schadensrisiko vorhanden.  
Bereits bei früheren Erkundungsbohrungen in der Region traten Spülungsverluste in Hohlräume des 
Altbergbaus auf, mit Sedimenteintrag in Bäche und Gewässer. Dies zeigt, dass solche Probleme in 
diesem geologisch hochkomplexen Gebiet keine Ausnahmefälle sind, sondern regelmäßig auftreten. 

Forderung:  

Die Genehmigung muss folgende konkrete Obergrenzen für Spülungsverluste festlegen: 

• Maximale Verlustrate: 10 Liter/Minute über einen Zeitraum von mehr als 30 Minuten gelten als 
signifikanter Verlust 

• Gesamtverluste über 5.000 Liter pro Bohrung erfordern Bohrarbeitstopp und Freigabe durch die 
Wasserbehörde - Kontinuierliches Monitoring der Spülungsmengen mit automatischer 
Alarmfunktion 
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• Meldepflicht an Wasserbehörde und Oberbergamt innerhalb von 24 Stunden bei Verlusten über 
2.000 Liter 

 
1.2 Hydraulische Kurzschlüsse zwischen Grundwasserstockwerken 

Die Bohrungen durchfahren unterschiedliche Grundwasserstockwerke (oberflächennah 30–50 m, tief 
300–400 m Stollenniveau). Bei unsachgemäßem Ausbau können dauerhafte hydraulische 
Verbindungen mit unabsehbaren Folgen für Grundwasserqualität und -strömung entstehen.  
Die erfahrungsgemäße Vermeidung solcher Kurzschlüsse ist durch eine stringente, von unabhängigen 
Sachverständigen kontrollierten Ausbauplanung und -dokumentation zu gewährleisten. 

Forderung:  

• Fachgerechter Ausbau und vollständige Stabilisierung aller Bohrlöcher nach anerkannten 
Regeln 

• Inspektionen durch einen unabhängigen Sachverständigen vor Bohrantritt und nach Abschluss 
der Arbeiten 

• Vorhalten von Reparaturmaterial für den Notfall 

• Dokumentation sämtlicher Ausbauarbeiten mit Vorlage bei der Behörde 

 
1.3 Flächeninanspruchnahme und Bodenverdichtung in sensiblen Gebieten 

22 von 24 Bohrungen entlang der Stollentrasse befinden sich im Landschaftsschutzgebiet Oberes 
Osterzgebirge. Der Einsatz schwerer Bohrgeräte (bis 7 Tonnen) über 15–50 Tage pro Standort führt zu 
erheblicher Bodenverdichtung. 

Forderung: 

• Einsatz von Baggermatten oder Aufschotterung an allen Bohrplätzen in allen Schutzgebieten 
sowie auf empfindlichen Böden 

• Maximale Vorhabenfläche pro Standort: 200 m² (inklusive Zuwegungen, Lagerplätze) 

• Vegetationsaufnahmen vor und nach Bohrung   

• Verzicht von Bohrungen innerhalb gesetzlich geschützter Biotope nach § 30 BNatSchG, ggf. 
Alternativstandorte für Bohrungen 

• Wiederherstellung des Ausgangszustands nach Abschluss, ggf. mit 
Rekultivierungsmaßnahmen 

• Verzicht auf Waldrodungen; bei unvermeidbaren Gehölzfällungen nur außerhalb der Brutzeit 
(außerhalb vom 1. März – 30. September) insbesondere in Schutzgebieten 

• Nachträgliche Erstellung einer verschnittenen Karte „Bohrpunkte über Biotope" im Maßstab 
1:10.000 oder besser 

 

1.4 Fehlende Artenschutzprüfung 

Die Vorhabenträgerin räumt selbst ein: „Derzeit liegen der Vorhabenträgerin keine belastbaren 
Ergebnisse zum Artenschutz vor." Dies ist ein gravierendes Verfahrensdefizit. Nach § 44 BNatSchG 
müssen artenschutzrechtliche Verbotstatbestände vor Genehmigung geprüft werden. 

Forderung: 

• Verpflichtende artenschutzrechtliche Bestandserfassung vor Baubeginn, durchgeführt durch 
qualifiziertes Fachbüro 

• Artenschutzrechtliche Prüfung nach § 44 Abs. 5 BNatSchG vor Baubeginn an jedem Standort 
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• Nachweis, dass keine Verbotstatbestände erfüllt sind oder dass Ausnahmen nach § 45 
BNatSchG vorliegen 

 

 
1.5 Monitoring und Kontrollmaßnahmen für Grundwasser 

Das vorgesehene Grundwassermonitoring ist unzureichend. Zudem sind berührt das Vorhaben mehrere 
für die lokale Wasserversorgung kritische Strukturen (Brunnendorf Löwenhain, Trebnitzquelle 
siedlungsnahe Bohrungen in Liebenau). 

• Brunnendorf Löwenhain: Die Gemeinde Löwenhain ist stark auf die Dorfbrunnen zur 
Trinkwasserversorgung angewiesen. Die geplanten Bohrungen Nr. 19, 20, 21 in unmittelbarer 
räumlicher Nähe könnten die Grundwasserzuströmung der Brunnen beeinträchtigen. 

• Trebnitzquelle: Es sind Bohrungen im Bereich der Trebnitzquelle geplant. Beschädigungen und 
Verschmutzungen sind auszuschließen. 

• Siedlungsnahe Bohrungen in Liebenau: Die Bohrungen Nr. 23 und 24 befinden sich in 
unmittelbarer Nähe (teils weniger als 50 m) zur Wohnbebauung und zur Agrargenossenschaft 
Liebenau. Eine Beeinträchtigung des dortigen Grundwassers gefährdet Trinkwasserbrunnen 
und Wirtschaftsbetriebe. 

Forderung: 

• Baseline-Messungen: mind. 3 Monate vor Baubeginn an allen geplanten Messstellen 

• Wöchentliche manuelle Kontrollmessungen während aktiver Bohrphase (nicht nur 
quartalsweise) 

• Erweiterte Parameterliste: zusätzlich zu geplanten Parametern auch Bohrspülungsindikatoren, 
Schwermetalle (As, Cd, Pb, Zn) als Altbergbau-Indikatoren, TOC 

• Monatliche Datenübermittlung an die Wasserbehörde (nicht jährlich) 

• Zusätzliche Kontrollmessstellen im Abstrom aller Bohrungen, maximal 100 m Abstand 

• Nachweis durch Fachgutachten, dass die geplanten Bohrungen keine Beeinflussung der 
Wasserzuströmung von Brunnen und Quellen verursachen 

• Kontinuierliches Monitoring während und nach Bohrarbeiten 

• Sofortiger Bohrarbeitstopp bei Störungen des Grundwassers oder Quellenflussrückgang 

• Kompensation von Trinkwasserausfällen durch die Vorhabenträgerin 

 

1.6 Ökologische Baubegleitung 

Forderung: 

• Verpflichtende ökologische Baubegleitung (ÖBB) durch unabhängige, von der Naturschutzbe-
hörde akzeptierte Fachperson für alle Bohrungen im LSG und Schutzgebieten 

• Aufgaben: Kontrolle aller naturschutzfachlichen Nebenbestimmungen, Sofortkontakt bei 
Verstößen 

• Wöchentliche Protokollierung und Übermittlung an UNB 

 

1.7 Lärmbelastung und Betriebszeiten  

Der Hauptbetriebsplan behauptet, dass Lärmgrenzwerte nach TA Lärm eingehalten werden. Es fehlen 
jedoch: 
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• Fehlende Differenzierung nach Standorttypen: Die pauschale Genehmigung eines 24/7-Betriebs 
für alle 77 Bohrungen unabhängig von ihrer Lage zu Wohnbebauung ist nicht verhältnismäßig 

• konkrete Immissionsprognosen für die geplanten Bohrverfahren, 

• Angaben zur tatsächlich zu erwartenden Lärmbelastung durch „Kernbohrungen und 
Rammkernsondierungen", 

• vergleichende Bewertungen gegenüber den Erfahrungen aus der Bohrkampagne 2023 in 
Zinnwald sowie konkrete standortspezifische Lärmprognosen für die siedlungsnahen 
Bohrungen 

• Abstandsbetrachtungen zu schutzbedürftigen Nutzungen 

Dies ist ein erhebliches Planungsdefizit. Zudem liegen die Bohrstandorte teils in unmittelbarer Nähe zu 
bewohnten Ortslagen (Zinnwald, Geising, Bärenstein, Liebenau), in denen Lärmimmissionen auch 
„außerhalb der Ortschaften" wahrgenommen werden. 

Forderung: 

• Differenzierte Bauzeitenregelung nach Standorttypen 
o siedlungsferne Bohrungen - Abstand >500 m zu Wohnbebauung: 

▪ 24/7-Betrieb grundsätzlich zulässig 
▪ Voraussetzung: Verstärkte Lärmschutzmaßnahmen (mobile 

Lärmschutzwände, Schallabsorbermatten) 
▪ Nächtliche Beleuchtung nach unten gerichtet, auf Arbeitsbereich beschränkt 

o siedlungsnahe Bohrungen - Abstand <300 m zu Wohnbebauung: 
▪ ggf. zeitliche Beschränkungen: Montag bis Samstag (7:00 bis 20:00 Uhr) 

o Bohrungen in Vogelschutzgebieten 
▪ keine Bohrarbeiten während Brutzeit 
▪ ggf. außerhalb der Brutzeit eine Zeitbeschränkung  
▪ Ökologische Baubegleitung 

• Ausnahmen nur nach schriftlicher Genehmigung der zuständigen Immissionsschutzbehörde 

• Einsatz verbesserter Lärmschutzmaßnahmen (mobile Lärmschutzwände, 
Schallabsorbermatten), die über die bisherigen Standard-Lärmschutzmatten deutlich 
hinausgehen 

• Frühzeitige Information der Anwohnende (mindestens 2 Wochen vor Bohrbeginn) 

Hintergrund: Die Region Osterzgebirge ist eine bedeutende Urlaubsregion mit hoher Attraktivität für 
Erholung suchendes Publikum. Lärmbelastungen in diesem Umfang und dieser Dauer gefährden die 
Tourismusindustrie und damit ein wichtiges Standbein der lokalen Wirtschaft. 

 

2. Spezifische Bedenken zur Bohrung ZNGT01 (Vogelschutzgebiet Fürstenau) 

Die Bohrung ZNGT01 liegt am Rand des EU-Vogelschutzgebiets Fürstenau (SPA DE 5047-451). Sie ist 
eng mit der Erkundung der geplanten Stollentrasse verbunden und damit ursächlich für das 
Gesamtvorhaben (Förderung → Verarbeitung). 

 

2.1 Natura-2000-Verträglichkeitsprüfung ist zwingend erforderlich 

Nach § 34 BNatSchG und Art. 6 Abs. 3 FFH-Richtlinie müssen Projekte auf Verträglichkeit mit Natura 
2000-Gebieten geprüft werden. Der Antrag enthält keine Natura-2000-Vorprüfung und keine Natura-
2000-Verträglichkeitsprüfung. Dies ist ein Verfahrensmangel, der einer Genehmigung entgegensteht. 
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Die geplanten 24/7-Bohrarbeiten über mehrere Wochen mit erheblichen Lärmemissionen und 
nächtlicher Beleuchtung stellen ganz offensichtlich potenzielle erhebliche Beeinträchtigungen des 
Schutzgebiets dar. Eine Natura-2000-Vorprüfung (ggf. vertiefende Natura-2000-Verträglichkeitsprüfung) 
ist zwingend erforderlich. 

Forderung: 

• Durchführung einer Natura-2000-Vorprüfung auf Grundlage vorhandener Daten  

• Bewertung der Erheblichkeit der Beeinträchtigungen durch 24/7-Betrieb, Lärmemissionen, 
nächtliche Beleuchtung 

• Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen und Kohärenzsicherungsmaßnahmen 

• Kann eine erhebliche Beeinträchtigung durch die Bohrungen nicht ausgeschlossen werden, ist 
eine vertiefende Natura-2000-Prüfung erforderlich 

 

2.2 Konkrete zeitliche Beschränkungen im Vogelschutzgebiet 

Sofern die Bohrungen im SPA-Gebiet stattfinden, müssen strikte Nebenbestimmungen festgelegt 
werden: 

Forderung: 

• Verbot von Bohrarbeiten während der Brutzeit (1. März bis 30. September), ggf. weitere zeitliche 
Restriktionen, wenn Bohrlöcher in bekannten, bedeutsamen Rastgebieten geplant sind 

• Baustelleneinrichtung und Flächenvorbereitung: nur außerhalb der Brutzeit 

• Bohrarbeiten selbst: ab 1. Oktober zulässig, jedoch mit: 
o Verstärkter Lärmschutz: mobile Lärmschutzwände um Bohrplatz 
o Nächtliche Beleuchtung: nur wenn zwingend erforderlich, nach unten abgelenkt 
o Monitoring: wöchentliche Brutvogel-Übersichtsbegehungen während Bohrphase 
o Sofortige Einstellung bei Feststellung von Bruten: im Fall einer verspäteten Brut während 

der Arbeiten 
o Ökologische Baubegleitung: täglich vor Ort während Bohrphase 

 

2.3 Artenschutzrechtliche Prüfung 

Zusätzlich zur Natura-2000-Vorprüfung sind die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 
Abs. 1 BNatSchG zu prüfen. 

Forderung: 

• Bestandserfassung aller europäisch geschützten Vogelarten (wie oben) 

• Prüfung, ob Tötungs-, Störungs- oder Beschädigungsverbote erfüllt sind 

• Falls ja: Nachweis, dass Ausnahmevoraussetzungen nach § 45 Abs. 7 BNatSchG vorliegen 

 
3. Kritische Stellungnahme zur Bohrung ZNGT02 (Vogelschutzgebiet Fürstenau) 

Die Bohrung ZNGT02 liegt ebenfalls im EU-Vogelschutzgebiet Fürstenau und unterliegt denselben 
Natura-2000- und artenschutzrechtlichen Anforderungen wie ZNGT01. Jedoch: Mit ZNGT02 wird eine 
hypothetische Satellitenlagerstätte erkundet, nicht die Hauptlagerstätte Zinnwald. Diese Bohrung ist 
nicht ursächlich für das Gesamtvorhaben erforderlich. 

 
3.1 Kritik am Argument „überwiegendes öffentliches Interesse" 
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Die Vorhabenträgerin argumentiert, die Bohrung ZNGT02 sei "aus zwingenden Gründen des überwiegen-
den öffentlichen Interesses notwendig". Diese Argumentation ist rechtlich und fachlich fehlerhaft: 

 

Problem 1: Spekulativer Charakter 

• Das Ziel ist die Erkundung einer „vermuteten Granitkuppe", die „potenzielle Lithium-Greisen-
Mineralisationen beherbergen könnte". 

• Es handelt sich um eine geologische Hypothese, nicht um eine nachgewiesene Lagerstätte. 

• Der Nutzen ist hochgradig spekulativ. 

Problem 2: Fehlende Dringlichkeit 

• Selbst wenn eine Satellitenlagerstätte nachgewiesen würde, wäre deren Abbau frühestens in 
vielen Jahren möglich – nach Exploration der Hauptlagerstätte, nach Genehmigung und 
Inbetriebnahme des Bergwerks, nach wirtschaftlicher Erschöpfung der Hauptlagerstätte. 

• Die Erkundung gerade jetzt ist nicht zwingend erforderlich. 

Problem 3: Kein „zwingender" Grund 

• Nach ständiger Rechtsprechung (BVerwG, EuGH) sind „zwingende Gründe" solche, derentwegen 
das Vorhaben gerade in seinem Hauptzweck realisiert werden muss. 

• Die Erkundung einer optionalen Zusatzlagerstätte ist nicht zwingend für die Erschließung der 
Hauptlagerstätte. 

• Der Hauptzweck des Vorhabens (Stollen von Zinnwald nach Liebenau zur Verarbeitung) ist 
unabhängig von ZNGT02 erreichbar. 

Problem 4: Mangelnde Alternativenprüfung 

• Die Vorhabenträgerin behauptet, es gebe "keine zumutbaren Alternativen", begründet dies aber 
nicht substantiiert. 

• Nicht geprüft wurde: 
o Schrägbohrung von außerhalb des Vogelschutzgebiets 
o Geophysikalische Erkundungsmethoden (Seismik, Gravimetrie) statt Bohrung 
o Zeitliche Alternativen: Bohrung außerhalb der Brutzeit? 

 
3.2 Differenzierte Forderung zum Umgang mit ZNGT02 

Der BUND fordert eine Differenzierung zwischen ZNGT01 und ZNGT02 

ZNGT01 (Stollentrasse):  

• Diese Bohrung ist ursächlich für das Gesamtprojekt erforderlich. 

• Unter Beachtung der in Abschnitt 2 genannten Anforderungen (Natura-2000-Vorprüfung, 
zeitliche Beschränkungen, artenschutzrechtliche Prüfung) kann diese Bohrung grundsätzlich 
toleriert werden. 

ZNGT02 (Satellitenlagerstätte): 

• Diese Bohrung ist nicht zwingend erforderlich und nicht ursächlich für das Gesamtprojekt. 

• Der Vorhabenträger muss detailliert und substantiiert nachweisen, dass: 
1. Die Erkundung dieser hypothetischen Satellitenlagerstätte zwingend notwendig ist (nicht 

nur wünschenswert), 
2. das öffentliche Interesse die erheblichen Beeinträchtigungen im Vogelschutzgebiet 

überwiegt, 
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3. zumutbare Alternativen wirklich nicht gegeben sind (geophysikalische Methoden). 

Falls die Behörde feststellt, dass diese Voraussetzungen vorliegen: 

• Dann müssen identische Natura-2000- und artenschutzrechtliche Anforderungen wie bei 
ZNGT01 erfüllt werden. 

• Der BUND behält sich vor, gegen eine Genehmigung ohne substantiierte Begründung dieser 
Punkte Widerspruch einzulegen und ggf. Anfechtungsklage zu erheben 

Falls die Behörde feststellt, dass die Voraussetzungen nicht vorliegen: 

• Der BUND fordert, die Bohrung ZNGT02 aus dem Genehmigungsantrag herauszunehmen oder 
zumindest nach außerhalb des Schutzgebiets zu verlagern. 

 
4. Allgemeine Anforderungen für alle Bohrungen 

4.1 Altbergbau-Risiken 

• Kartierung aller nicht-dokumentierten Hohlräume vor Bohrbeginn (Oberflächengeophysik, 
Archivrecherche) 

• Sofortiges Bohrarbeitstopp bei Anbohren unerwarteter Hohlräume 

• Meldepflicht an Oberbergamt innerhalb von 2 Stunden 

 
4.2 Bohrflüssigkeit und chemische Stoffe 

• Einsatz ausschließlich grundwasserunschädlicher Spülungszusätze (WGK 0–1) 

• Vollständige Dokumentation aller eingesetzten Chemikalien mit Sicherheitsdatenblättern 

• Lagerung nur in zugelassenen Behältern mit Auffangvolumina mindestens gleich der 
Lagermenge 

 
4.3 Wiederherstellung und Rückbau 

• Vollständige Wiederherstellung des Ausgangszustands nach Bohrende 

• Rückbau aller Baustelleneinrichtungen 

• Fachgerechter Verschluss aller Bohrlöcher nach Bohrarbeiten 

• Verbleib von Messstellen nur nach Abstimmung mit Behörde und Grundstückseigentümer 

 
5. Zusammenfassung der Stellungnahme 

Der BUND Sachsen lehnt das Lithium-Projekt nicht grundsätzlich ab, fordert aber: 

Für alle Bohrungen (außerhalb SPA): 

1. Konkrete Obergrenzen für Spülungsverluste 
2. Fachgerechter Ausbau und Kontrolle 
3. Bodenschutzmaßnahmen in Schutzgebieten sowie auf empfindlichen Böden 
4. Verpflichtende artenschutzrechtliche Prüfung vor Baubeginn 
5. Monitoring und ökologische Baubegleitung 

Für ZNGT01 (SPA-Rand): 

1. Natura-2000-Vorprüfung 
2. Zeitliche Beschränkung auf außerhalb der Brutzeit (1. März bis 30.September) 
3. Artenschutzrechtliche Prüfung und Monitoring 
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Für ZNGT02 (SPA, Satellitenlagerstätte): 

1. Substantiierte Alternativenprüfung durch Vorhabenträger 
2. Nachweis des zwingenden Erfordernisses und des Übergewichts des öffentlichen Interesses 
3. Falls Nachweis erbracht: identische Natura-2000- und artenschutzrechtliche Anforderungen wie 

ZNGT01 
4. Falls Nachweis nicht erbracht: Entfernung aus dem Genehmigungsantrag oder Verlegung außer-

halb des SPA 

 
Diese Anforderungen sind rechtlich begründet, fachlich notwendig und verhältnismäßig. Sie 
ermöglichen die Durchführung des Projekts, sichern aber die Einhaltung der geltenden Natur- und 
Umweltschutzgesetze. 

Der BUND Sachsen akzeptiert das Zinnwald-Lithium-Projekt als Beitrag zur Versorgungssicherheit und 
Energiewende. Wir werden das Vorhaben konstruktiv begleiten – vorausgesetzt, dass Natur- und 
Umweltschutzstandards eingehalten werden. 

Falls die Behörde den Hauptbetriebsplan ohne diese Anforderungen oder ohne substantiierte Natura-
2000-Voprüfung genehmigt, behält sich der BUND Sachsen vor, Widerspruch einzulegen und ggf. 
Anfechtungsklage zu erheben. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 
 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


